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Pressemitteilung 
 

Zukunft für die Almwirtschaft:  

Verbände-Allianz legt konkrete Vorschläge für 
künftige EU-Agrarpolitik vor. 
Entscheidende Weichenstellung im Europaparla-
ment steht unmittelbar bevor 

 
Ein breites Bündnis von Verbänden aus Landwirtschaft und Naturschutz fordert 
das Europäische Parlament und die Politiker der EU-Mitgliedsstaaten auf, die 
Berglandwirtschaft stärker zu fördern und gezielt zu unterstützen, in dem die Vor-
schläge der EU-Kommission zur Reform der GAP verstärkt und nicht abge-
schwächt werden.  
 
Die Gesetzesvorschläge der EU-Kommission vom 12. Oktober 2011 gehen 
der Allianz für Naturschutz und Landwirtschaft in den Alpen nicht weit ge-
nug. Die Verbände-Allianz hat deshalb einen umfassenden Katalog mit For-
derungen und Empfehlungen erarbeitet. In der momentanen Diskussion im 
Europaparlament drohen die Ansätze der EU-Kommission zu einer gerech-
teren und grüneren Agrarpolitik aber vollständig unter die Räder zu kom-
men. Am 23. und 24. Januar 2013 tagt der Agrarausschuss des Europapar-
laments und derzeit sieht es so aus als ob ein Kompromissvorschlag eine 
Mehrheit finden würde, der alle Ansätze der EU-Kommission zurückweist.  
 
„Zwar werden die von der EU-Kommission vorgelegten Gesetzesvorschlä-
ge für die Gemeinsame Agrarpolitik den Erfordernissen der Berglandwirt-
schaft noch nicht gerecht, aber sie sind ein Schritt in die richtige Richtung. 
Der sogenannte Kompromissvorschlag, der im Agrarausschuss des Euro-
paparlaments in Kürze abgestimmt wird, wäre ein Kahlschlag für alle öko-
logischen und sozialen Ansätze und auch für die Berglandwirtschaft ein 
dramatischer Rückschlag. Wir fordern jetzt das Europaparlament dringend 
auf, die Ziele der EU-Kommission, nämlich eine grünere und gerechtere 
Agrarpolitik zu entwickeln, zu unterstützen und nicht – wie absehbar – zu 
verwässern.“, fordert Gabriel Schwaderer, Geschäftsführer der EuroNatur 
Stiftung.  
 
Dies wäre nämlich auch ein schwerer Rückschlag für die Berglandwirtschaft. 
Denn schon die bisherige Verteilung der EU-Agrarsubventionen spiegelt die be-
sonderen Leistungen der Bergbauern nicht ausreichend wider. Eine Ökologisie-
rung der EU-Agrarpolitik ist gerade für die kleinstrukturierte Land(wirt)schaft des 
Alpenraumes eine zentrale Chance und Notwendigkeit zugleich. Ein zentrales 
Ziel der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik ab 2014 muss eine Differenzie-
rung der Höhe der Fördergelder sein, die dem tatsächlichen Aufwand der Be-
wirtschaftung von extremen Lagen sowie dem Beitrag für die Erhaltung der biolo-
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gischen Vielfalt gerecht wird. „Nur so können wir einerseits eine Intensivie-
rung und andererseits eine flächige Aufgabe der Bewirtschaftung verhin-
dern und den Artenreichtum erhalten.“ Hubert Weiger, Landesvorsitzender 
des BUND Naturschutz in Bayern e.V. (BN). „Die Aufrechterhaltung der 
Almwirtschaft darf nicht zu einer Straßen-Erschließung jeder Alm oder ei-
ner Ablehnung zurückkehrender Wildtiere wie Wolf und Luchs führen, nur 
weil höherer Arbeitsaufwand für naturschutzkonforme Almwirtschaft nicht 
entsprechend höher belohnt wird.“  
In Bayern ist die Zahl der Almen und Alpen in den letzten Jahrzehnten relativ 
konstant geblieben, während italienische und französische Almgebiete einen 
enormen Rückgang verzeichnen. 
 
„Die Berglandwirtschaft ist das Rückgrat der Bergregionen. Mit der Pflege 
von extensiven Bergwiesen und -weiden erhalten die Bergbauern eine un-
serer wertvollsten und artenreichsten Kulturlandschaften. Sie leisten damit 
auch einen erheblichen Beitrag zur touristischen Wertschöpfung.“ sagt 
Ludwig Wucherpfennig, Vizepräsident des Deutschen Alpenvereins (DAV). 
 
„Die Berglandwirtschaft ist die Landwirtschaft mit schwierigsten natürli-
chen Voraussetzungen und einem Höchstmass von menschlichem Ar-
beitseinsatz.“ sagt Josef Schmid, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) Bayern. „Trotzdem oder gerade deshalb ist 
die Bindung an das Ererbte und die Verantwortung dafür überdurchschnitt-
lich vorhanden. Die Berglandwirtschaft ist damit Inbegriff und Vorbild für 
eine bäuerliche Landwirtschaft. Im Gegensatz  dazu steht die Industrielle 
Landwirtschaft.“  
 
Der zumeist sehr hohe Arbeitsaufwand der Bergbauernbetriebe wird hingegen 
bislang nicht honoriert. In ihrem Positionspapier fordern die Verbände daher un-
ter anderem, dass die künftige Agrarpolitik den Arbeitseinsatz der Landwirte viel 
stärker berücksichtigt. Zudem sollen die Mittel konsequent an Naturschutzziele 
gebunden und extensives Grünland als typisches Element der alpinen Kultur-
landschaft erhalten und gefördert werden.  
Die Allianz fordert insbesondere eine Abkehr von der reinen Flächenprämie. 
Bei der Gemeinsamen Agrarpolitik ab 2014 muss die Möglichkeit bestehen, dass 
regional anstatt der Flächenprämie der „standardisiert notwendige Arbeitseinsatz“ 
als Bezugsrahmen für die Basisprämie herangezogen wird.  Nur so kann gewähr-
leistet werden, dass im gesamten Alpenbogen die traditionelle Berglandwirtschaft 
auch in der Fläche erhalten bleibt. 
 
Bei der Umsetzung dieser Ziele kommt auch den EU-Mitgliedsstaaten eine hohe 
Verantwortung zu. Die Verwaltungen auf nationaler und regionaler Ebene haben 
große Spielräume bei der Umsetzung der Vorgaben aus Brüssel. Wir fordern 
daher alle Mitgliedsstaaten auf, diese Spielräume für eine zukunftsfähige Berg-
landwirtschaft voll auszuschöpfen und eigene, auf ihre Bergregionen zugeschnit-
te Berglandwirtschaftsprogramme aufzulegen.  
 
In einem gemeinsamen Positionspapier zeigt die von EuroNatur koordinier-
te „Allianz für Naturschutz und Landwirtschaft in den Alpen“ konkrete Ver-
besserungsvorschläge auf.  
Das Positionspapier „Alpine Vielfalt erhalten“ der „Allianz für Landwirtschaft und 
Naturschutz in den Alpen“ steht zum Download bereit unter:  
http://www.euronatur.org/Allianz-fuer-die-Alpen.1333.0.html  
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Zur Allianz für Landwirtschaft und Naturschutz in den Alpen zählen: : 
 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft Landesverband Baden-
Württemberg (D) 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft Landesverband Bayern (D) 
Alpenschutzkommission CIPRA Deutschland (D) 
Bayerischer Landesverband der Landwirte im Nebenberuf (D) 
Bund Naturschutz in Bayern (D) 
Bundesverband der Regionalbewegung (D) 
Deutscher Alpenverein - DAV (D) 
Deutscher Verband für Landschaftspflege - DVL (D) 
EuroNatur Stiftung (D) 
Forum Pro Schwarzwaldbauern (D) 
Friends of the Earth Europe - FoEE (INT) 
Landesbund für Vogelschutz - LBV (D) 
Landesvereinigung für den Ökologischen Landbau in Bayern - LVÖ (D) 
NaturFreunde Deutschlands (D) 
Naturfreunde Internationale (INT) 
Naturfreunde Österreich (A) 
Naturschutzbund Österreich (A) 
ÖBV - Via Campesina Austria (A) 
Schweisfurth-Stiftung (D) 
Umweltdachverband (A) 
Verein zum Schutz der Bergwelt - VzSB (D)  
 
 
 

  
 
 
Für Rückfragen: 
 
Stiftung EuroNatur:: Katrin Heinrichs, Projektleiterin, 07732-92720, 
anne.katrin.heinrichs@euronatur.org 
 
Deutscher Alpenverein: Steffen Reich, Ressort Natur- und Umweltschutz, 089/1400370, 
steffen.reich@alpenverein.de  
 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) Bayern: Josef Schmid, Landesvorsit-
zender,  08742-8039 
 
BUND Naturschutz in Bayern e.V. (BN): Dr. Christine Margraf, Leiterin Fachabteilung Mün-
chen, 089/548298-89, christine.margraf@bund-naturschutz.de  
 
 


